
R ichtig: Es feh-
len Wohnun-
gen in 

Deutschland. Nicht 
überall, aber in vie-
len Großstädten 
und Ballungsräu-
men. Jahrelang 
wurde zu wenig ge-
baut, da die demo-
grafische Entwick-
lung rückläufig 
war. Das Motto lau-
tete: Deutschland 
ist fertig gebaut. 
Staatlich gefördert 

wurde der Abriss von nicht mehr benötig-
tem Wohnraum, vor allem in den neuen 
Bundesländern.

Jetzt ist alles anders. Grund für die benö-
tigten Wohnungen ist nicht nur der Zuzug 
von Flüchtlingen. Eine große Rolle spielen 
auch die Wanderungsbewegungen inner-
halb Deutschlands sowie die Zuwanderung 
aus anderen europäischen Ländern. Auch 
eine zunehmende Zahl von Ein-Personen-
Haushalten treibt die Wohnungsnachfrage 
hoch.

 Das Ergebnis: ein Defizit von mittlerweile 
950 000 Wohnungen. Da eine solche Menge 
kaum in einem Rutsch abgearbeitet werden 
kann, müssen bis 2020 wenigstens 350 000 
Wohnungen gebaut werden – jährlich. Im 
Jahr 2015 wurden gerade einmal 275 000 
Wohnungen gebaut. Hier kommen nun die 
am Mittwoch vom Bundeskabinett beschlos-
senen Steueranreize ins Spiel, die darauf 
abzielen, den Mietwohnungsbau schnell zu 
beleben – und das vor allem im unteren und 
mittleren Preissegment.

Das ist prinzipiell zu begrüßen – nur ist 
der Gesetzentwurf aus dem Bundesfinanz-
ministerium viel zu großzügig geraten. So 
sieht die Bundesregierung als Vorausset-
zung für die Förderung die Einhaltung ei-
ner Baukostenobergrenze von 3 000 Euro 
pro Quadratmeter Wohnfläche vor – von der 
maximal 2 000 Euro gefördert werden. Ur-
sprünglich war von einer Baukostenober-
grenze in Höhe von 2 200 Euro die Rede.

Die Anhebung um weitere 800 Euro pro 
Quadratmeter ist überflüssig. Schließlich 
fehlt es an Wohnraum vor allem im niedri-
gen Preissegment. Auf diesen Bereich sollte 
sich die Bundesregierung deshalb konzen-
trieren. Eine Bemessungsgrundlage von 
3 000 Euro führt dazu, dass Investoren wie-
der vorrangig im höherpreisigen Segment 
bauen. In diesem Bereich gab es bisher kei-
nen Mangel an Wohnungen.

 Investoren, die auf Kosten der Steuerzah-
ler mit einer höheren Abschreibung zu 
mehr Wohnungsbau motiviert werden sol-
len, dürfen aber sehr wohl in die Pflicht ge-
nommen werden – die Pflicht, Baukosten 
zu begrenzen. Trotz immenser Bauvor-
schriften, die darüber hinaus stetig ver-
schärft werden: Auch in Deutschland müs-
sen Baukosten nicht bei 3 000 Euro pro 
Quadratmeter liegen, um ansehnlichen 
Wohnraum zu schaffen. Nur so können im 
Übrigen später auch die Mieten begrenzt 
werden. Eine Garantie für günstige Mieten 
sieht der bisherige Gesetzentwurf aber 
überhaupt nicht vor. 

 Bundestag und Bundesrat müssen nun 
über den Kabinettsbeschluss beraten. Es ist 
dringend zu hoffen, dass der Entwurf nach-
gebessert wird, sonst erreicht die Bundes -
regierung das Gegenteil von dem, was sie ei-
gentlich erreichen wollte.

Üppiges 
Geschenk

WOHNUNGSBAU

E
uropa leidet. An mangelndem 
Selbstvertrauen. An politischer 
Feigheit. An einer wachsenden 
Zahl von Staats- und Regierungs-
chefs, die wie Angsthasen vor 
rückwärtsgewandten Nationalis-
ten und populistischen Europa -

skeptikern davonlaufen. Derzeit warten wir ver-
geblich auf eine politische Führungsfigur, die 
den Mut hat, die Europäische Union wieder mit 
Charisma kraftvoll nach vorn zu schieben. 

Dabei könnte der Zeitpunkt dafür kaum güns-
tiger sein. Krise ist immer auch Chance, für die 
Europäische Union sogar die einzig mögliche. 
Nur wenn die Staatengemeinschaft unter massi-
ven Druck gerät, rückt sie enger zusammen. 
Nur wenn es für die EU ums Überleben geht, 
sind ihre Mitgliedstaaten bereit, nationale Be-
sitzstände aufzugeben. Die Schuldenkrise hat 
das in beeindruckender Weise bewiesen.

 Die Euro-Zone schuf einen milliardenschwe-
ren Fonds für überschulde-
te Staaten, führte mit dem 
Fiskalpakt eine Schulden-
bremse ein und legte 
schließlich die Bankenauf-
sichts- und -abwicklungsbe-
hörden zusammen. Zuvor 
Undenkbares wurde in nur 
fünf Jahren wahr. Das ist 
für europäische Verhältnis-
se geradezu schwindelerre-
gend schnell. 

In der Flüchtlingskrise 
bietet sich ein ganz anderes 
Bild: Die EU tritt politisch 
auf der Stelle. Eine Staaten-
gemeinschaft, die ihre eige-
nen Außengrenzen nach 
monatelangen Bemühun-
gen immer noch nicht unter Kontrolle hat, ver-
liert rasant an Glaubwürdigkeit – nach außen 
und nach innen. Wenn marokkanische Jugendli-
che sich einen Spaß daraus machen, illegal 
über Istanbul nach Deutschland einzureisen 
und damit auch noch im Fernsehen prahlen, 
dann vertrauen die Bürger der EU nicht mehr. 
Dann muss man sich nicht wundern, wenn AfD 
und Pegida immer mehr Zulauf bekommen. 

Ein Staat definiert sich immer auch über sei-
ne Abgrenzung nach außen. Er existiert auf 
Dauer nur, wenn er seine Interessen gegenüber 
dem Rest der Welt halbwegs wirkungsvoll ver-
tritt. Die EU leistet beides nicht. Sie hat ihren 
Grenzschutz nicht im Griff. Und sie steht den 
Katastrophen und Konflikten, die Menschen 
massenhaft in die Flucht schlagen, weitgehend 
machtlos gegenüber. 

Die Lehre daraus kann nur lauten: Die Euro-
päer müssen außen- und sicherheitspolitisch 
endlich schlagkräftiger werden – und dafür 
 enger zusammenrücken. Auf die Schuldenkri-
se hat die EU mit der Bankenunion geantwor-
tet. Die Flüchtlingskrise erzwingt nun einen 

weiteren Integrationsschub: die Verteidigungs-
union.

 Der ehemalige Nato-Generalsekretär Javier 
Solana wirbt schon lange dafür. „Wir haben po-
litische Verantwortung in unserer Nachbar-
schaft und im Rest der Welt“, so Solana. Des-
halb müsse die EU ihre militärischen „Fähigkei-
ten zusammenlegen, um sie effizienter und 
insgesamt billiger zu machen“. 

Nun ist Solana kein naiver Mann. Der Spanier 
war viele Jahre EU-Außenbeauftragter und weiß 
daher genau, wie die Europäer ticken. Ihm 
dürfte klar sein, dass die 28 EU-Staats- und -Re-
gierungschefs nicht urplötzlich und einmütig 
ihre nationale Souveränität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik aufgeben und den EU-Vertrag 
entsprechend ändern. Solche Vorstellungen ge-
hören ins Reich der Träume. Doch es geht ja 
auch anders. Das hat Europa in der Schulden-
krise hinreichend unter Beweis gestellt. 

Was mit der EU und ihren 28 Mitgliedstaaten 
nicht funktionierte, hat 
man einfach ohne sie ge-
macht. Am EU-Vertrag vor-
bei wurden zwischenstaat-
liche Verträge geschlossen. 
Das gilt für den Fiskalpakt, 
für den ESM-Vertrag und 
auch für Teile der Banken-
union.

Ideal ist diese Lösung 
nicht, zumal das Europa-
parlament als demokrati-
sche Kontrollinstanz au-
ßen vor bleibt. Aber wahr-
scheinlich gibt es keinen 
anderen Weg – zumal es 
schnell gehen muss. Die 
Flüchtlingsströme rund 
um den Erdball nehmen 

ständig zu – und damit der Migrationsdruck auf 
alle vergleichsweise wohlhabenden Staaten.

 Dagegen etwas unternehmen kann die EU nur, 
wenn sie die Krisenregionen stabilisiert – ob in 
Nordafrika oder im Nahen und Mittleren Osten. 
Nationale Alleingänge helfen hier nichts mehr. 
Selbst das größte EU-Mitglied Deutschland, 
selbst diplomatisch so erfahrene Nationen wie 
Frankreich und Großbritannien sind allein zu 
schwach und zu klein, um in globalen Konflikten 
irgendetwas in ihrem Sinne bewegen zu können. 

Den Europäern bleibt daher gar nichts ande-
res übrig: Sie müssen ihre Kräfte bündeln. Das 
gilt zuallererst für die Staaten, die vom Migran-
tenstrom am meisten betroffen sind. Eine ent-
sprechende „Koalition der Willigen“ mit 
Deutschland an der Spitze hat sich bereits ge-
bildet. Sie muss in die Offensive gehen. Gut 
möglich, dass so mancher aus dem Kreis der 
Unwilligen später folgen wird. 

 Europa als 
Verteidigungsunion

LEITARTIKEL

D as glich ei-
nem Ritt im 
Schweinsga-

lopp. Mächtig unter 
Druck standen die 
Verhandlungspart-
ner dies- und jen-
seits des Atlantiks, 
den Datenaus-
tausch auf eine 
neue Rechtsgrund-
lage zu stellen. Hät-
ten die Unterneh-
men nach dem Aus 
des Safe-Harbor-Ab-
kommens individu-
elle Lösungen su-

chen müssen, dann hätte das vermutlich 
zwar findigen Rechtsanwälten, nicht aber 
dem Datenschutz genutzt. 

Rechtssicherheit aber für den Datenaus-
tausch ist für Unternehmen unabdingbar. In 
der digitalen Welt kann der Austausch nicht 
einfach ausgesetzt werden, bis sich Regie-
rungen einig werden. Daher ist es gut, dass 
die EU-Kommission recht schnell ein Ver-
handlungsergebnis erzielt hat. 

Doch schnell gestrickte Gesetze und Ab-
kommen sind nicht gleichzeitig die besten. 
Nach dem Safe-Harbor-Abkommen, das nie 
seinem Namen gerecht wurde, müssen Da-
tenschützer und Verbraucher nun darauf 
achten, dass ihnen mit dem „EU-US Privacy 
Shield“ nicht das nächste Ei ins Nest gelegt 
wird. Damit die Bezeichnung „Schutz-
schild“ nicht nur geschicktes Polit-Sprech 
bleibt, kommt es auf die USA an. 

Eigentlich ist die Sache ja einfach: Um 
den Forderungen der obersten Richter in 
ihrem Urteil vom Oktober gerecht zu wer-
den, muss das neue Abkommen eine einzi-
ge Prämisse erfüllen: Die US-Sicherheitsbe-
hörden müssen die Massenüberwachung 
der Daten von EU-Bürgern stark reduzie-
ren. Das schafft kein Safe Harbor 2.0., da-
für müssten die Amerikaner ihre Gesetze 
ändern. In den vergangenen Monaten war 
jedoch wenig Entgegenkommen zu spüren.

 Datenschützer haben deshalb erhebliche 
Zweifel, dass etwa der US Freedom Act – 
die im Juni vom US-Kongress beschlossene 
Geheimdienstreform – das Ausspähen tat-
sächlich reduziert. Auch sind die Klage-
möglichkeiten in den USA für EU-Bürger 
auf Auskunft und Verarbeitung ihrer Daten 
noch immer stark eingeschränkt.

 Die EU-Kommission selbst konnte bisher 
auch nur eine vage Zusicherung der US-Re-
gierung zur Reduktion der Überwachung 
präsentieren. Die Verhandlungsparteien 
sind jedenfalls gut beraten, den wegweisen-
de Worten des Europäischen Gerichtshofs 
in ihrem Urteil zu Safe Harbor weiter zu 
folgen. Sonst hält der neu verhandelte 
Schutzschild einer nächsten Klage nicht 
stand. 

Kein 
Schutzschild

 DATENABKOMMEN

Innovative Arbeitsplätze!

D
ie Arbeitswelt befindet sich in einem 
weitreichenden Umbauprozess mit 
enormen Herausforderungen. Eine 
treibende Kraft dieses Wandels ist die 
Digitalisierung, die neue Spielräume, 

aber auch Anforderungen und Belastungen pro-
duziert. So kam es in den letzten Jahren zu einer 
exorbitanten Zunahme von Krankheitstagen 
durch psychische Erkrankungen. Darüber hi-
naus erhöht sich in einer zunehmend wissensba-
sierten Wirtschaft das individuelle Risiko der Ar-
beitslosigkeit, wenn Weiterbildung ignoriert wird. 

Es besteht also Handlungsbedarf, die Beschäfti-
gungsfähigkeit zu erhalten und zu verbessern. 
Wir schlagen hierzu eine Drei-Säulen-Strategie 
vor: Ein erster Ansatzpunkt ist die Festlegung an-
spruchsvoller Standards des Arbeitsschutzes 
auch mit Blick auf psychische Risiken der Arbeit. 
Die von Gewerkschaftsseite angestoßene Diskussi-
on um eine „Antistressverordnung“ weist in diese 
Richtung, ebenso der Versuch, Regeln für Arbeits-
belastungen auf betrieblicher Ebene zu finden. 
Regulierung funktioniert nur in Verbindung mit 
einer verlässlichen Anwendung der Vorgaben im 
Zuge regelmäßiger betrieblicher Kontrollen. 

Zweitens muss sich in den Unternehmen ein 
Bewusstsein über den Nutzen von betrieblichen 
Anstrengungen für den Erhalt und die Pflege der 
Beschäftigungsfähigkeit herausbilden. Dazu kön-
nen Studien über die Wirkungsbeziehungen und 
deren Vermittlung in die betriebliche Praxis eben-
so hilfreich sein wie sozialpartnerschaftliche Ini-
tiativen, öffentlichkeitswirksame Kampagnen und 
Wettbewerbe, die gute Praktiken prämieren. 

Drittens dürfen Unternehmen, die wenig oder 
gar nichts für die Beschäftigungsfähigkeit ihrer 
Arbeitskräfte tun, nicht länger aus der Verantwor-

tung entlassen werden. Hier bieten sich ökonomi-
sche Anreize an, die dafür sorgen, dass Firmen 
belohnt werden, die ihre Arbeitswelten so gestal-
ten, dass die Beschäftigungsfähigkeit erhalten 
oder verbessert wird. 

So könnte ein kleiner Teil der Beitragssätze der 
Arbeitgeber zur Sozialversicherung in Höhe von 
0,1 bis 0,5 Prozentpunkten in einen Fonds flie-
ßen. Aus diesem würde ein Bonus für Firmen ge-
zahlt, die sich besonders um die Beschäftigungsfä-
higkeit ihrer Belegschaften kümmern. In den Nie-
derlanden etwa sind die Arbeitgeber verpflichtet, 
die Lohnfortzahlung bei Krankheit für bis zu zwei 
Jahre zu tragen; zudem müssen sie bei den Er-
werbsunfähigkeitsrenten risikoabhängige Prämi-
en aufbringen, die sich danach richten, wie viele 
Anträge auf Berufsunfähigkeitsrenten in der Ver-
gangenheit vom jeweiligen Unternehmen gestellt 
wurden. 

Wenngleich auch die Beschäftigten eine Rolle 
spielen, tragen doch die Arbeitgeber die zentrale 
Verantwortung dafür, dass durch eine innovative 
Arbeitsumwelt der Erhalt sowie die Verbesserung 
der Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten gefördert 
werden. Denn frühzeitiger „Verschleiß“ von Ar-
beitskraft durch schlechte Arbeitsbedingungen 
führt nicht nur für das Unternehmen zu erhöhten 
Kosten, sondern verstärkt insgesamt die Gefahr, 
dass diese auf die Sozialversicherung und damit 
auch auf andere Arbeitgeber externalisiert wer-
den. 

GASTKOMMENTAR

„Ich begrüße ausdrücklich,  

dass die italienische Regierung sich 

inzwischen zu dieser notwendigen 

Solidarleistung bekannt hat.“
Jean-Claude Juncker

EU-Kommissionschef, zum Einlenken Roms  
bei der  Finanzierung der geplanten Türkeihilfe der EU

„Er soll auf jeden Fall fahren. Wir müssen 

 die nächsten Wochen und Monate nutzen, 

 um den Graben, der sich zwischen Russland  

und Europa aufgetan hat, wieder zu schließen.“
Matthias Platzeck

Ehemaliger Ministerpräsident Brandenburgs,  
zu Horst Seehofers Reise nach Russland

„Sie schließen ihre Tore, wir dagegen machen sie auf. 

Ein Verständnis, nach dem Grenzen für Investitionen, 

Güter und Energie geöffnet, für Menschen  

 in Lebensgefahr aber geschlossen werden,  

 ist für uns unannehmbar.“
   Recep Tayyip Erdogan

  türkischer Präsident, zur Flüchtlingssituation
Die steuerlichen 

Anreize sind zu 

großzügig, klagt 

Silke Kersting.

Die Koalition der 

Willigen muss 

vorangehen, um 

die Krise zu  

meistern, meint 

Ruth Berschens.

Wer Beschäfti -

gungsfähigkeit 

fördert, gehört 

belohnt, finden 

Werner    

Eichhorst (o.) 

und Wolfgang 

Schroeder.

 Die Zweifel am 

Privacy Shield 

wiegen schwer, 

warnt  

Anja Stehle.
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Derzeit warten wir 
vergeblich auf eine 
politische Führungs- 
 figur, die den Mut hat, 
die Europäische Union 
wieder mit Charisma 
kraftvoll nach vorn 
 zu schieben. 
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